
Stellungnahme vom Verkehrsclub Deutschland (YCD)' Landesverband Brandenburg
zur Anderung des ÖPNv-Gesetzes
Anlörung im Brandenbrirgischen Landtag am 9. Nov. 2006

Vorbem e rk un e

Wir sind für die fieie Wahl zwischen den Verkeh$mitteln. Der VCD LV Brandenburg sieht
den ÖPNV -im Sinrle dieser Wablmöglichkeit- als Teil der Daseinsvorsorge, und er sieht ihn
auch im Sinae eines umweltverträglichen Lebens, Arbeitens und Wirtscha.ftens. Dieses zu
befijrdem hat sich die Politik seit zwei Jahrzehnten vorgenommen. Erst küIzlich hat der Bun-
desumweltminister eine "Grüne Industriepolitik" eingeläutet, um im Rahmen des Klimaschut-
zes den Gestaltungswillen staatlichen Handelns auch in langftistiger Zeitperspeldive zu un-
terstrcichen.

zum btshefl gen uPNv-(reselz

Das bishedge Gesetz hat gerad€ im tsundesland Brandenburg vieles in die Wege geleitet. Zu
nennen sind hier vor allem die RE-Strecken, und doch fehlt immer noch eir'e systematische
unil enge Verzahnung mil weiteren Aktivitätetwie z.B. der Beförderung einer umweltvertrctg-
lichen touristischen Infrastruhur tor Ort. Dies gilt vor allem ftir die Nebenbahnstrecken, z.B.
ffiI die eingestellte RB 52 und für die kürzlich von Kompletteinstellung be&ohte OE 63.

Zu den eeplanten Anderuneen des GesetTes

Wir sehen im Entwurf einen Wechsel in der Grundauffassung , was unter ÖPNV zu verstehen
ist. Die Forderung, Verkehr von der Straße auf die Schiene zu bringen, gilt jetzt de facto nur
noch ffjr Hauptstrecken der Babn. Bislang wurde versucht, die höherwertige Infiastruktur zu
erhalten. Der Wandel liegt nun in der Hinwendung zu einem Mobilitätsgedanken, der araö-
h.ihgig ,roh Bedienungsforms,? ist. Das heißt: Zu ltirdem wiüe der ÖPNv als solcher unab-
hängig davon, ob er per Babn oder per Bus stattfindet. Dieser Gedanke zeigt sich mehrfach:
- in dem Absatz A. Problem: Hier heißt es am Ende: "...Anpassungen bezüglich der Aussagen
zu allernaliven Bedienungsformen..."
- in $ 7 ÖPNV-Gesetz Abs.4, Sätze 1 und 2 jeweils durch den Wegfall der \tr/orte "den Be-
stapd und".

Die Begdndung einer sparsarnen und effizienten Mittelverwendung hört sich schlüssig an.
. Sie ist Gebot allen staatlichen Handelns. Und doch greift sie für sich allein zu kurz. Selbstver-
st?indlich katui die Aufiechterhaltung und der Betrieb von Bahnstecken kein Selbstzweck
sein. Wir im VCD sind keine "Pufferküsser''. Doch zwei Crründe nennen wir, weshalb dem
Schienenverkehr auch im neuen ÖPNV-Gesetz ein grundsötzlichet Votang z! geben rvihe
vor altemativen Bedienformen wie dem Bus '
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Aus der Sicht des Nutzers hat das Bahnsystem seine Attraktivität vor allem dadurch, daß
es gundsätzlich anders ist als dasjenige Ve*ehrsmittel, das fast überall in heimischer Giuage
steht. Die hdhere Athaktivit?it des Verkehrsmittels Bahr entzieht sich der kurzftistigen, in
wirtschaftlichen Kennziffem definiefien betriebswirtscha.ftlichen Sicht. Sie ist vielmehr eine
gewachsene und dauerhafte, ja psychologische Efuflußgröße. Der Bus wird lediglich als

wafugenommen und spricht in aller Regel nur diejenigen an, die aus verschie-
denen Gründen zur Benutzung des ÖPNV "gezwungen" sind. Die Umstellung aufaltemative

Bedienungsformen wie den Busverkehr ist das Eifgestärdnis, dass die Strategie des Wandels,
d.h. der Gewinnung zerer Kunden im Sinne der eingangs erwähnten umweltpolitischen Ziel-
setzung aufgegeben wurde.

1. Die Abbestellung des Bet ebs von Bahnstrecken ist in Zeiten finanzieller Not manchaal
unumgänglich. Jedoch muß langftistiges Denken hinzukommen und erkennbar bleiben. Was
wir jetzt beim Klimaschutz versäumen, müssen wir in Zukwft meMachbezahlert ln 10-20 :
30 Jahren wird. sich das Mobilitutsyerhalteh ge.indert habek. Dtfin tnuss unsere hochwertige
Bahninfrastruldur vorhanden und auch abtuJbar sein. Die Einstellung und der u.U. einset-
zende Verfall einer Bahnstrecke konterkariert nicht nur eine seit 100 Jafuen existiercnde,
aufwendig hergestellte Infrastruktur, zugleich werden auch zukünftige hochwertige Optionen
verbaul, die zu beäirdem sich eine um\reltbewußte Politik doch vorgenommen hat. Die kuz-
unil mittelfristige ÖPNv-Gesetzgebung und die langfristige Perspektive sollten sich nicht
beißen. Gegenläufigkeit ist zu vermeiden.

Fazit der VcD-Stellungnahme zur geplanten Ärderung des ÖPNV-Gesetzes:
Klimaschutz geht vor - Zukunftsoptionen dürfen nicht verbaut werden !
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